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Schweiz SCHWEIZER SOLDAT I Mai 2024-

SIK-S fordert Milliarden-Fonds
für die Armee

Die sicherheitspolitische Kommission des Ständerats (SIK-S)

hat die Beratung der Armeebotschaft 202A abgeschlossen.
Dabei hat sie zwei brisante Pläne vorgeschlagen.

Wm Cécile Kienzi, Co-Chefredaktorin

Das Armeebudget wird seit Monaten
kontrovers diskutiert. Während das Parlament

2022 beschlossen hatte, die Armeeausgaben

bis 2030 auf 1 Prozent des BIP
anzuheben, ruderte es nach dem Vorschlag des

Bundesrates im Dezember 2023 wieder
zurück und verlängerte die Erhöhung bis

ins Jahr 2035. So erhält die Armee 11

Milliarden weniger als beim rascheren Aufstocken.

Nun liegen zwei Vorschläge auf dem

Tisch.
Die Kommission beantragt, das

Rüstungsprogramm der Armee für das laufende

Jahr um einen Verpflichtungskredit in

Höhe von 660 Millionen Franken zu

ergänzen. Damit sollen bodengestützte

Luftverteidigunssysteme mittlerer Reichweite

beschafft werden. Die Kommissionsmehrheit

ist angesichts der Entwicklung

der internationalen Lage der Ansicht, dass

die Lücken der Armee in diesem Bereich

rasch geschlossen werden müssen und die

Schweiz schnellstmöglich die entsprechende

Bestellung aufgeben sollte, damit

sich die Lieferung nicht zu stark verzögert
und die Beschaffung zu den aktuellen

Preisen erfolgen kann.

Weiter beantragt sie, den Bundesbe-

schluss über den Zahlungsrahmen der

Armee 2025-2028 zu genehmigen. Dabei

soll der Ausgabenplafonds auf 29.8

Milliarden Franken angehoben werden, was

einer Anhebung von rund einer Milliarde

pro Jahr entsprechen würde.

Umgehung der Schuldenbremse

Doch folgender Deal lässt aufhorchen:

Die Kommissionsmotion beauftragt den

Bundesrat, ein Bundesgesetz über einen

ausserordentlichen Beitrag für «die

Sicherheit der Schweiz und den Frieden in

Europa» angesichts des Krieges gegen die

Ukraine auszuarbeiten. So soll ein

spezialgesetzlich geregelter, befristeter Fonds

geschaffen werden, der die Armeeausgaben

mit 10.1 Milliarden und die Wiederaufbauhilfe

in der Ukraine mit fünf Milliarden
Schweizer Franken finanziert. Der Fonds

soll an der Schuldenbremse vorbei und
damit ausserhalb des ordentlichen Budgets

vorbeigebucht werden. Der Grund für die

Verknüpfung: Die beiden Zwecke des

Fonds hätten einen unmittelbaren
Zusammenhang, und ausserdem sei es zurzeit die

einzige politisch mehrheitsfähig Lösung.
Die Schuldenbremse werde umgangen,

weil die Kommission es für unmöglich
halte, eine solch hohe Summe über das

ordentliche Budget zu stemmen. Deshalb
soll das Instrument der Ausserordentlichkeit

genutzt werden, da es die nötige
Flexibilität für Ausnahmefälle biete. Ausserdem

sei die sicherheitspolitische Lage in Europa

Grund genug. Kommissionspräsidentin
Andrea Gmür (Mitte/LU) fragt dazu:

«Was soll eine ausserordentliche Situation

sein, wenn nicht ein Krieg in Europa?»

SVP und FDP dagegen

Die beiden rechten Parteien leisten
Widerstand. Obwohl sie für die rasche

Aufstockung des Armeebudgets einstehen,
sehen sie den Spezialfonds als Angriff auf
die Schuldenbremse. Die Verknüpfung
der Armeebudgeterhöhung und der

Ukraine-Hilfe und den Entscheid gegen den

Bundesrat sieht der Urner FDP-Ständerat

Josef Dittli als falsch: «Der Bundesrat hat

klar gesagt, dass die Mehrausgaben für die

Armee nicht ausserordentlich verbucht
werden können. Das ist nicht gesetzeskonform.»

Ob der Deal durchkommt, entscheidet

am Ende das Parlament. Auch, woher
das Geld genommen werden soll, lässt die

Kommission offen. HOb die Pläne der SIK-S umgesetzt werden, entscheidet schliesslich das Parlament.


	SIK-S fordert Milliarden-Fonds für die Armee

